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Text 

Dokumentationspflichten 

§ 49. (1) Der öffentliche Auftraggeber hat alle wesentlichen Entscheidungen und Vorgänge im 
Zusammenhang mit einem Vergabeverfahren so ausreichend zu dokumentieren, dass sie nachvollzogen 
werden können. Ferner ist jede Mitwirkung von Dritten an der Vorbereitung einer Ausschreibung zu 
dokumentieren. Die Dokumentation ist für mindestens drei Jahre ab Zuschlagserteilung aufzubewahren. 

(2) Sofern Dokumente ausschließlich in elektronischer Form erstellt bzw. übermittelt werden, sind 
sie in jener Form und mit jenem Inhalt, die oder den sie zum Zeitpunkt des Verfassens durch den 
öffentlichen Auftraggeber oder des Absendens vom bzw. des Einlangens beim öffentlichen Auftraggeber 
aufweisen, so zu kennzeichnen und zu speichern, dass ein nachträgliches Verändern des Inhaltes sowie 
des Zeitpunktes des Verfassens, des Absendens vom bzw. des Einlangens beim öffentlichen Auftraggeber 
feststellbar ist (Integrität der Daten). 
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